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1. Einleitung 
Die Bundesrepublik Deutschland stand seit der Wiedervereinigung und der Auflösung des Warschauer Paktes vor einer gänzlich anderen Situation, als die, die jahrzehntelang die Außenpolitik und die Streitkräftezielsetzung bestimmte. Es galt sich fast in der gesamten Nachkriegszeit der potentiellen Bedrohung aus dem Osten selbstbewußt entgegenzustellen und eine Verteidigung des Staatsgebietes im vollen Umfang zu gewährleisten. Nun, da der Feind im Osten weggefallen ist und die Bundeswehr im Wandel begriffen ist, stellt sich die Frage, in welche Richtung sie sich entwickeln und was für ein Instrument sie in den Händen der deutschen Politik darstellen wird. 

In dieser Arbeit soll die Position Deutschlands in den Bereichen (Ab-) Rüstung, Rüstungsexport, Rüstungsforschung und Rüstungsindustrie dargestellt und in einen internationalen Vergleichgestellt werden. Dazu ist es nötig sowohl die Entwicklung in der Bundeswehr als auch der deutschen Betriebe zu untersuchen, die Waffen herstellen. Diese Betrachtungen dienen dem Zweck zum Abschluß der Arbeit die Frage zu klären, ob das wiedervereinigte Deutschland ein Musterschüler für Abrüstung ist oder eine Rüstungsgroßmacht darstellt.

2.
Die Ausgangssituation für das wiedervereinigte Deutschland 1990

Die Ausgangssituation für die derzeitige militärische Lage Deutschlands wurde im September 1990 mit den 2+4 Vertragsunterzeichnungen sowie mit dem KSE – Vertrag im November des gleichen Jahres geschaffen.

Mit den ab 1989 beginnenden inneren Umbrüchen in der Deutschen Demokratischen Republik und der sich abzeichnenden Wiedervereinigung mit der Bundesrepublik Deutschland begann eine intensive Diskussion dieser beiden Staaten mit den USA, der UdSSR, Großbritannien und Frankreich, die als Siegermächte aus dem 2. Weltkrieg herausgekommen waren. Damit die deutsche Einheit vollzogen werden konnte, war die Unterzeichnung eines Friedensvertrages nötig, der auf Grund unterschiedlicher Auffassungen der UdSSR und der drei westlichen Mächte bisher nicht zustande gekommen war. Die UdSSR hatte die Absicht, dieses Abkommen mit zwei deutschen Staaten zu unterzeichnen. Die Westmächte kannten den östlichen deutschen Staat zwar völkerrechtlich an, beanstandeten jedoch, daß die Regierung der DDR nicht aus freien und geheimen Wahlen hervorgegangen war und somit nicht vom Volk demokratisch legitimiert wurde.

3.
Die militärische Abrüstung innerhalb der Bundeswehr und der NVA

Bevor die inneren Bedingungen für eine Wiedervereinigung geschaffen werden konnten, mußten erst äußere Regelungen zum Abschluß gebracht werden. Neben der endgültigen Anerkennung Deutschlands von den mittlerweile gefestigten Grenzen in Europa und somit einhergehend dem Verzicht auf ehemalige Reichsgebiete jenseits der Oder-Neiße Linie, wurden vor allem militärische Zugeständnisse verlangt. Das vereinte Deutschland sollte wie schon vormals die Bundesrepublik auch in der Zukunft verbindlich auf einen Angriffskrieg, sowie den Besitz von atomaren, biologischen und chemischen Waffen verzichten. Ferner sollte die Armee innerhalb von 3 bis 4 Jahren nach Unterzeichnung des Vereinbarung auf eine „Friedenshöchststärke“ von 370.000 verkleinert werden
. Im Gegenzug wurde Deutschland von den Siegermächten des 2. Weltkriegs das Recht anerkannt, „Bündnisse mit allen sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten anzugehören“, was den Weg für ein Verbleiben des geeinten Deutschlands in die NATO ebnete
. 

Weitere militärische Einschränkungen wurden mit dem Vertrag über konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) geklärt. Der KSE-Vertrag markierte das offizielle Ende des kalten Krieges, weil gleichzeitig die 22 Mitgliedsstaaten der „North Atlantic Treaty Organization“ (NATO) und des Warschauer Paktes verkündeten, daß sie „ihren Konflikt für beendet erklären“
. Das Vertragswerk sah eine Obergrenze für herkömmliche Land- und Luftwaffensysteme vor, damit auf dem europäischen Kontinent ein Gleichgewicht geschaffen wurde. So sollten die beiden Bündnisse maximal über 20.000 Kampfpanzer, 30.000 gepanzerte Kampffahrzeuge, 20.000 Artilleriesysteme, 6.800 Kampfflugzeuge und 2.000 Kampfhubschrauber verfügen
. Der Marinesektor, wie auch Gewehre und Munition, wurden aus den Vertrag gänzlich ausgeklammert
. 

Für Deutschland stellte dieses Abkommen keine leichte Aufgabe dar, da sie „von allen anderen Vertragsstaaten des KSE-Vertrages die zweithöchste Reduzierungsverpflichtung übernommen“ hatte
 und eine große Zahl militärischer Altlasten der ehemaligen DDR abbauen mußte. Vor der Wiedervereinigung besaß die Bundeswehr 483.000 Soldaten und 184.000 Zivilbeschäftigte, die Nationale Volksarmee zählte 155.000 Soldaten und 51.000 Zivilbeschäftigte
. Mit der Übernahme des Kommandos über die ostdeutschen Truppenteile begann die Bundeswehr noch vor der Wiedervereinigung „Soldaten und Zivilbeschäftigte, von denen sie sich trennen mußte, sozialverträglich unterzubringen“
. 89.000 Soldaten davon 24.600 Offiziere und fast ebenso viele Unteroffiziere
, sowie 29.000 zivile Beschäftigte aus dem Osten wurden schließlich übernommen
. Im weiteren Verlauf wurde schließlich mittels Abwicklung und Auswahlverfahren, das die ehemaligen NVA - Soldaten mit Prinzipien wie „Staatsbürger in Uniform“ oder „Innere Führung“ bekannt machen sollte, die Truppenstärke weiter verringert
. Unter diesen Leitbegriffen bringt die Bundeswehr ihre Grundgesetzverpflichtung zum Ausdruck. Soldaten haben keinen Sonderstatus, sondern sind ebenfalls Staatsbürger mit Rechten und Pflichten
. Nach Stand Mitte 1997 führten ungefähr 3.000 Offiziere, 7.600 Unteroffiziere und 20.400 Zivilbeschäftigte, die ehemals den Truppen der DDR angehörten, ihren Dienst in der Bundeswehr weiter
. Auch in der eigenen Truppe baute die Bundeswehr Personal ab, denn die Bundesregierung beschloß eine Friedenshöchststärke der neuen Bundeswehr von annähernd 340.000 Soldaten und eine Reduzierung der Wehrpflicht auf 10 Monate. In der Zukunft sollte sich nach Bundeswehrplanungen die Armee in Friedenszeiten aus 200.000 Berufs- und Zeitsoldaten und knapp 135.000 Wehrpflichtigen rekrutieren, wobei 233.000 Soldaten für das Heer, 77.000 für die Luftwaffe und 27.000 für die Marine eingesetzt werden sollten. Für das Zivilpersonal war in der Zukunft eine Verringerung auf ungefähr 137.000 vorgesehen
.                      

Neben den Faktor Mensch existierte zusätzlich die Materialproblematik. Die Nationale Volksarmee besaß zur Zeit der Einheit 300.000 Tonnen Munition, über 1.3 Millionen Handfeuerwaffen und mehr als 15.000 Großwaffensysteme, die in über 2.300 Liegenschaften gelagert wurden
. Nach den Richtlinien des KSE-Vertrages mußten deshalb 2.927 Kampfpanzer und 146 Kampfflugzeuge aus dem Dienst gestellt oder verschrottet werden
. Mehr als 95 % der Munitionshinterbliebenschaften der NVA waren Mitte 1997 vernichtet oder verwertet worden, was für 1.200 Menschen einen Arbeitsplatz bedeutete
. 

Die Vernichtung von Kampfmitteln stellte aber ein kostspieliges Unterfangen dar, weil allein die Abwrackung eines einzelnen Panzers circa 12.000 DM kostete
. Aus diesem Grund exportierte die Bundesrepublik den Überschuß nach eigenen Angaben im Weißbuch 1994, das über die aktuelle Lage der Bundeswehr und die Planungen für die nächsten Jahrzehnte Auskunft gab,  „in Einzelfällen ... unter Beachtung strenger Exportbestimmungen“
. Die Exportbestimmungen sahen nach KSE-Vertragsrichtlinien die Möglichkeit einer Lieferung von Waffenmaterialien an Bündnispartner vor, die ihre eigenen Höchstgrenzen nicht ausgeschöpft, oder im Gegenzug alte Waffen vernichtet hatten. Von diesem Punkt machte die Bundesrepublik seit 1991 reichlich Gebrauch. In den Jahren von 1991 bis 95 stand Deutschland im weltweit an dritter Stelle der Rüstungsgüterexportierenden Länder
. Nach den Berechnungen des Internationalen Konversionszentrums in Bonn ( BICC ) Mitte dieses Jahres lag Deutschland mit seinen Rüstungsexporten nach den USA sogar an zweiter Stelle.

4.
Deutschlands Rüstungsexporte im internationalen Vergleich

Im wesentlichen sechs Länder führten weltweit die Waffenexportrangliste von konventionellen Waffensystemen in diesem Zeitraum an, dessen Gesamtumfang von Sipri auf 120.733 Millionen US Dollar geschätzt wird (zu beachten ist dabei: 1. Sipri stützt sich bei der Berechnung auf Zeitungsberichte und kann deshalb nur den Teil der Geschäfte mit Großwaffensystemen erfassen. Eine Registrierung von Handel mit Handfeuerwaffen und ähnlichem wird angesichts der unmöglichen Kontrollierbarkeit nicht in Betracht gezogen. 2. stellt diese Zahl den reinen militärischen Wert der Rüstungsgüter dar, sagt aber nichts über den tatsächlichen Verkaufspreis aus. 3. Könnte dieser Wert aufgrund von schwankenden Wechselkursen und Geldentwertung verfälscht sein. Aus diesem Grund wird bei der Berechnung der Dollarpreis von 1990 als Grundlage genommen). 

Die USA waren zu der Zeit der weltweit größte Exporteur von Kriegsgerät. Auf sie fiel mehr als die Hälfte aller Exporte, insgesamt für 61.879 Millionen Dollar. Auf den nächsten Platz folgte die UdSSR, beziehungsweise Rußland, die mit mehr als einem Siebtel zum Handel beitrugen. An dritter Stelle kam schon die Bundesrepublik Deutschland mit für 10.156 Millionen Dollar verkauften Waffen. Großbritannien mit 6.611, Frankreich mit 5.582 und China mit 5.158 Millionen Dollar belegten die Plätze vier bis sechs
. Der Anteil dieser Länder zusammengenommen betrug im Vergleich zum gesamten Welthandel von 1991 bis 1995  vier-fünftel
. 

5.
Zielländer der deutschen Rüstungsexporte 

Der deutsche Export von Rüstungsgütern von Anfang bis Mitte der 90er Jahre konnte man in drei Bereiche unterteilen: In Export von Hauptwaffensystemen, die in Deutschland gefertigt wurden; In Handel mit deutschen Rüstungsentwicklungen, die an andere Staaten lizensiert wurden; In Verkauf von gebrauchten Waffen, die keine Verwendung in der Bundeswehr mehr fanden, oder als Konsequenz aus dem KSE-Vertrag abgegeben werden mußten
. Besonders der letztgenannte Bereich machte den größten Teil von deutschen Waffenexporten nach der Wiedervereinigung aus, da sich die Bundeswehr auf diesem Weg von den unbrauchbaren NVA-Waffen und den eigenen Überschuß entledigen konnte. Empfängerländer waren in den letzten Jahren zu fast 80% NATO-Bündnispartner oder Staaten, die der Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) angehörten
. 

Fast alle diese Länder hatten das Charakteristikum gemeinsam, daß sie mit Nachbarstaaten Konflikte hatten, oder innerhalb ihres Staatsgebietes gegen Minderheiten vorgingen. Die Türkei, die zur damaligen Zeit unter anderem über 500 Panzer, über 1.000 militärische Fahrzeuge und über 250.000 Kalaschnikows erhielt und so zum größten Abnehmer von gebrauchten, deutschen Militärgerätschaften avancierte, führte innerhalb ihrer Grenzen einen Krieg gegen die kurdische Minderheit. An Griechenland, das mit der Türkei unter anderem wegen der Besitzansprüche an der Insel Zypern quasi verfeindet war und mit dem Nachbarstaat Mazedonien ebenfalls im Streit lag, wurden knapp 900 Panzer, 200 Mannschaftswagen und Waffen geliefert. An Indonesien wurden für nur 12 Millionen US-Dollar 39 Kriegsschiffe aus ehemaligen NVA-Beständen geliefert, das sich jedoch im Gegenzug vertraglich dazu verpflichten mußte, die Schiffe für 1.1 Milliarden US -Dollar in deutschen Werften vor dem Auslaufen seetüchtig zu machen
. Problematisch war an diesem Geschäft mit den Südostasiaten, daß sie 1976 in den Bürgerkrieg auf der damaligen Kolonie Timor des NATO-Bündnispartners Portugal eingriffen und den Kampf für die Anhänger eines Anschlusses an Indonesien entschieden. In vielen Berichten wurden in der folgenden Jahren Menschenrechtsverstöße auf dieser Insel geschildert. Nach dieser Tatsache hätte die Bundesrepublik gegen ihre eigenen Grundsätzen verstoßen, die eine Waffenlieferung in Krisengebiete nicht dulden. Die Bundesregierung rechtfertigte den Handel seinerzeit mit der Begründung, daß dieser asiatische Staat, wie andere auch, der NATO gleichgestellt war. 

Einen klaren Verstoß gegen die aus dem Weißbuch zitierte „Beachtung von strengen Exportbestimmungen“ bezüglich Waffenexporten und eine Verletzung der Regierungsrichtlinien stellte der Transport von 14 Kampfpanzern nach Israel dar, das sich immer wieder in Kampfhandlungen mit seinen Nachbarländern befindet. Diese Lieferung, die der deutsche und der israelische Geheimdienst eingefädelt hatten, wurde in den Frachtpapieren als landwirtschaftliche Maschinen ausgewiesen und nur durch einen Zufall im Hamburger Hafen entdeckt. Nach öffentlicher Kritik wurde das Geschäft kurzfristig ausgesetzt, ein Jahr später aber endgültig realisiert
. Hier lag eindeutig ein Verstoß gegen den Artikel 26 Absatz 2 des Grundgesetzes vor: „Zur Kriegsführung bestimmte Waffen dürfen nur mit Genehmigung der Bundesregierung hergestellt, befördert und in Verkehr gebracht werden“. Zu keiner Zeit existierte ein Vertragswerk hinsichtlich Waffenlieferungen zwischen der Bundesrepublik und Israel. Weitere Empfängerstaaten waren Finnland, Schweden, Estland, Lettland, Litauen, Belgien, die USA und Kanada. Obwohl Deutschland in den letzten Jahren von kommerzieller und staatlicher Seite aus mehrere Milliarden Deutsche Mark mit dem Waffenexport verdiente, so stellte dieser Handel weniger als ein Prozent der gesamten Exporte dar
. Somit war die Bundesrepublik selbst nur unwesentlich auf das Rüstungsgeschäft angewiesen.

6.
Der Wandel der Deutschen Bundeswehr seit 1990

Die neue Weltlage, die mit der Einheit Deutschlands, dem Zerfall der UdSSR  und dem Niedergang des Warschauer Paktes entstand, machte eine neue Planung und Zielsetzung der Bundeswehr nötig. 

Die dringendste Aufgabe für Deutschland bestand in der Vollendung der Wiedervereinigung. Da das ehemalige Gebiet der DDR stark heruntergewirtschaftet war, mußte enormes Kapital aufgebracht werden, um die Sanierung zu finanzieren. Laut Bundeswehrpressedienst wurde in den letzten Jahren in keinem gesellschaftlichen Bereich mehr gespart als bei der Bundeswehr. Von 1991 bis 1994 wurden der Militärhaushalt um 6.4 Milliarden DM gekürzt, was einem Minus von 12 % entspricht
. Sah 1989 der Verteidigungsfinanzplan noch 52.52 Mrd. DM vor, standen 1995 nur noch 47.90 Mrd. DM zur Verfügung
. Diese Entwicklung teilte die Bundesrepublik mit anderen NATO-Staaten. Die USA reduzierten ihren Militärhaushalt von 1995 im Vergleich zum Vorjahr um 6.2 %, Frankreich um 4.4 % und Großbritannien um 5.9 %. Die gesamte NATO selbst kürzte den Militäretat um 5.1 %
. Für die deutsche Rüstung, die Rüstungsforschung und die Rüstungsindustrie blieb dieser Einschnitt nicht ohne Folgen. 

Die Bundeswehr sollte nach Willen der deutschen Politiker in der Zukunft an den Friedensmissionen der Vereinten Nationen oder ähnlichen Interventionen teilnehmen, um so dem Anliegen der Bundesrepublik nach einer permanenten Zugehörigkeit zum UN-Sicherheitsrat Nachdruck zu verleihen. „Über den angemessenen Beitrag zur gemeinsamen Verteidigung des Bündnisgebietes hinaus beteiligt sich die Bundeswehr an bündnisgemeinsamen Anstrengungen zur Konfliktverhinderung und Krisenbewältigung. Im Rahmen der Vereinten Nationen muß sich die Bundeswehr an Einsätzen im gesamten Spektrum von humanitären Maßnahmen bis hin zu militärischen Einsätzen nach der Charta der Vereinten Nation beteiligen können“
. Da die Bundeswehr und ihre mobilmachungsabhängigen Hauptverteidigungskräfte in der Vergangenheit und auch zukünftig alleine auf die Landes- und Bündnisverteidigung ausgerichtet waren und über eine ausreichend angemessene Ausrüstung verfügten, wurde der langfristigen Errichtung und Ausrüstung von Krisenreaktionskräften höchste Priorität eingeräumt
. Diese Truppe sollte aus vorwiegend 50.000 Berufs- und Zeitsoldaten bestehen und vorrangig zwei Aufgaben erfüllen: erstens im Fall eines Angriffs auf das deutsche Staatsgebiet die Generalmobilmachung decken und zweitens bedrohten Bündnispartnern beistehen und Interventionen der Vereinten Nationen unterstützen
. Die Finanzierung dieses neuen Truppenteils sollte durch die „mittel- und langfristig anfallenden Einsparungen bei den Personalkosten“ erbracht werden. Seit die Bundeswehr aber viele Soldaten sozialverträglich entlassen mußte, wurde der Haushalt durch steigende Militärruhestandsgehälter belastet. Gleichzeitig wurde, wie oben erwähnt, der Bundeswehretat seit der Einheit Deutschlands zu Gunsten der Sanierung Ostdeutschlands gesenkt. Um das Minus auszugleichen, mußte bei den militärischen Anschaffungen gespart werden. Wurden 1989 laut Einzelplan 14 des Verteidigungsministeriums 11.37 Mrd. DM für Militärgerät ausgegeben, so waren es 1995 nur noch 5,45 Mrd. DM
.

7.
Die Situation der deutschen Rüstungsindustrie seit 1990

Obwohl der internationale Handel mit Rüstungsgütern ein lukratives Geschäft war, haben viele deutsche Unternehmen, die Rüstungsgüter herstellten und weltweit einen guten Ruf genossen, da sie in der Lage waren, komplette Waffensystem für viele Bereiche zu entwickeln und bauen
, Verluste hinnehmen müssen
. 

Von den OECD Staaten waren 1994 die Rüstungsbetriebe der Vereinigten Staaten mit Waffenverkäufen für 89.3 Mrd. $ führend. Es folgten französische Unternehmen mit 16.7 Mrd. $, britische mit 15.6 Mrd. $, japanische mit 7.5 Mrd. $ und schließlich deutsche Firmen mit 7.4 Mrd. $ 
. Der Grund für die Dominanz der Amerikaner auf diesem Gebiet war der, im Vergleich zu Europa, größere Absatzmarkt innerhalb und außerhalb der USA. Außerdem war nach den US-Gesetzesrichtlinien ein Zusammenschluß von Rüstungsunternehmen um einiges leichter, als vergleichsweise in Europa mit seinen strikten Bestimmungen und der Anti-Monopolisierungseinstellung. So ist zu erklären, daß 1994 in der Sipri-Liste der 100 größten waffenproduzierenden Unternehmen unter den ersten 10 in der Rangliste zwar 8 amerikanische Firmen, aber nur ein britisches und ein französisches Unternehmen auftauchten
. Der größte deutsche Rüstungsbetrieb war Daimler-Benz. Es folgte das Tochterunternehmen Daimler-Benz Aerospace, die auf den 14. Rang gekommen wäre (Anmerkung: Tochterunternehmen werden in der Sipri-Liste auf dem Rang ausgewiesen, den sie als eine unabhängige Firma belegt hätten). Daimler Benz produzierte im Rüstungsbereich Flugzeuge, Motoren, Militärfahrzeuge, Elektronik und Raketen. Der in diesem Jahr erzielte Umsatz betrug 3.540 Mio. $, was im Vergleich zum Vorjahr eine Einbuße von 340 Mio. $ bedeutete
. 

Weitere Unternehmen in der Auflistung waren mit Abstand auf Platz 42 der Elektronikhersteller Siemens, auf Platz 49 der Schiffbauer Bremer Vulkan mit seinem elektronikproduzierenden Tochterunternehmen STN-Atlas. Es folgten der Raketen-, Kleinwaffen-, und Elektronikhersteller Diehl zusammen mit dem Schiff- und Militärfahrzeugbauer Thyssen, beziehungsweise Thyssen Industrie auf Platz 50. Den 68. Rang belegte Rheinmetall, den 78. Preussag und den 82. Blohm & Voss, ein Tochterunternehmen von Thyssen. Drittletzter war die Wegmann Gruppe. 

8.
Die Rüstungsforschung in Deutschland 

Der Großteil der deutschen Firmen, die sich im Rüstungsgeschäft engagierten, hatten mit Umsatzeinbußen zu kämpfen. Die Bundesregierung sah nur eine Möglichkeit die rüstungsgüterproduzierenden Unternehmen, die eine wichtige Rolle für den Erfolg der deutschen Wirtschaft darstellten, zu unterstützen. Weil militärische Einkäufe haushaltspolitisch nicht zu finanzieren waren, wurde der Etat für Forschung und Entwicklung aufgestockt. Deutschlands Wirtschaftsminister Rexrodt sagte zu diesem Thema, daß die Bundesregierung die kränkelnde Rüstungsindustrie nur durch vermehrte Ausgaben für Forschung und Entwicklung, aber nicht durch zusätzliche Anschaffung unterstützen wolle
. Daß das Verteidigungsministerium auf Drängen der Rüstungslobby dieses Vorhaben nicht immer einhalten konnte, wurde ersichtlich, als die Bundeswehr eine, von den eigenen Generälen als unnötig angesehene, Kampfwertsteigerung von 125 Leopard-Panzern genauso beantragte, wie den Kauf von 158 Millionen Schuß Munition für das neue Gewehr G 36, das bisher nur spärlich ausgegeben wurde
.

Viele westliche Länder drosselten die Ausgaben für diesen Bereich in den letzten Jahren, so zum Beispiel die USA, Frankreich oder Italien, die diese Ausgaben seit Anfang Ende der Achtziger um teilweise über 25 % gekürzt hatten
. Die einzigen Staaten, die das Budget für diesen Bereich in den letzten Jahren wesentlich aufstockten, waren Japan, Indien und Südkorea
, wobei gerade die beiden letztgenannten Länder Konflikte mit ihren Nachbarn 

haben. Die Bundesrepublik Deutschland ließ entgegen dem weltweiten Trend den Etat auf einem fast konstanten Niveau, im Verhältnis zu den militärischen Anschaffungen wurde der Anteil sogar verdoppelt
. Überdies schloß sich 1995 Deutschland mit Frankreich zu einer Rüstungszusammenarbeit zusammen. Geplant war, daß weitere interessierte Länder beitreten konnten und aus dieser Kollaboration in der Zukunft eine europäische Waffenschmiede entstehen sollte
. 

Weitere europäische Kooperationen verliefen aber bisher weniger erfolgreich. Der Baubeginn des „Eurofighters“ wurden von den beteiligten Ländern Deutschland, Italien, Spanien und Großbritannien auf 1995 datiert. In welchen Maß ein Land an der Herstellung beteiligt werden sollte, orientierte sich an der Prozentzahl der Bestellung an dem Gesamtbedarf von ursprünglich 765 Stück
. Nachdem in Deutschland ein öffentliche Debatte über die eskalierenden Kosten dieses Projekts ausbrach (allein 7 Milliarden DM Kosten verschlungen bisher allein die Vorarbeiten
), die Regierung den Bedarf von 250 auf 140 Flugzeuge korrigierte und schließlich Politiker aller Fraktionen dem ganzen Projekt einen weiteren Segen verweigerten, wurde der Produktionsstart vorerst ausgesetzt, da auch andere Länder nachzogen. Nach letztem Stand wurde der Bau für 607 Kampfflugzeuge geplant
. Auch ein weiteres Flugzeugprojekt , der „Future Large Aircraft“, den Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien, Großbritannien und Belgien in Auftrag gegeben hatten, mußte 1994 ebenfalls aufgeschoben werden, da sowohl die britische als auch die italienische Regierung den Kauf von einem anderen Flugzeugtyp beschloß und Frankreich sich den Bau nicht leisten konnte
. Eine weitere Möglichkeit für die Rüstungsfirmen, der Rezession zu begegnen, stellten  Zusammenschlüsse mit ausländischen Firmen zu sogenannten Joint-ventures dar, die sich zusammen auf die Entwicklung von einem Projekt konzentrierten. Besonders Unternehmen in Frankreich, Deutschland und Großbritannien, die im europäischen Vergleich führende Positionen belegten, nahmen diese Arbeitsgemeinschaften in Anspruch
. 

9.
Ist das wiedervereinigte Deutschland ein Musterschüler für Abrüstung oder stellt es eine Rüstungsgroßmacht dar?

Die Frage, ob sich die Bundesrepublik Deutschland zu einem Musterschüler für Abrüstung entwickelt hat, könnte man mit ja beantworten, würden nur quantitative Argumente zugelassen. Mit der Wiedervereinigung übernahm die Bundeswehr mit der Nationalen Volksarmee eine Truppe, die weltweit zu den am besten ausgerüsteten gezählt werden 

konnte. Wie oben erwähnt, löste man diese Armee fast vollständig auf: das Personal wurde entlassen und das militärische Gerät wurde bis auf wenige Ausnahmen vernichtet oder veräußert. Obwohl die Vertragsbedingungen der 2+4 Verhandlungen sowie des KSE-Vertrages eine Höchststärke von 370.000 Soldaten vorsahen, schöpfte Deutschland diese Grenze nicht aus, sondern legte von sich aus die Friedenshöchststärke per Beschluß des Bundestages auf 340.000 fest. Der Verteidigungshaushalt wurde in den letzten Jahren stark gekürzt und es wurden kaum militärische Anschaffungen gemacht. Betrachtet man allein diese Fakten, so könnte man einen Vergleich Deutschlands mit einer Rüstungsgroßmacht wie den Vereinigten Staaten nicht zulassen.                      

Neben der quantitativen muß man aber auch die qualitative Entwicklung sehen. Da die Bedrohung im Osten weggefallen war, mußte sich die Bundeswehr eine neue ideologische Rechtfertigung und Zielsetzung schaffen. Die Landes- und Bündnisverteidigung sollte auch weiterhin die Hauptfunktion der Streitkräfte darstellen. Neu war aber die Forderung nach einer wirkungsvollen Teilnahmen an internationaler Krisenbewältigungen und in diesem Zusammenhang die Errichtung von Krisenreaktionskräften, von denen ein hohes Maß an Professionalität, Flexibilität und Einsatzbereitschaft gefordert wurde. Sie stellten aus Sicht der Bundeswehr „den Beitrag zur Solidarität in NATO und WEU dar, wenn Krisenlagen diesen Beitrag einfordern. Zusätzlich bilden sie das Kräftepotential, aus dem im Einzelfall zahlenmäßig begrenzte deutsche Kontingente für Einsätze im Rahmen der Vereinten Nationen geschöpft werden können“
. Die Krisenreaktionskräfte, die in der Zukunft wahrscheinlich als einziger deutscher Truppenteil militärisch aktiv werden, sollen außerdem hauptsächlich aus Berufs- und Zeitsoldaten bestehen. Diese Streitkräfte genießen im gesamten Heer absoluten Vorrang und sollen kurz- bis mittelfristig mit neuen Material versorgt werden, damit die für 1998 oder 1999 geplante Einsatzbereitschaft erreicht wird
. 

Die militärischen Anschaffungen wurden zwar in den letzten Jahren gedrosselt, jedoch wurde der Forschungs-, Entwicklung- und Erprobungshaushalt konstant gehalten und somit der Weg für neuste militärische Inventionen geebnet, die in der Zukunft verwirklicht werden. Der Grund dafür ist der, daß die Hauptverteidigungskräfte gegenwärtig noch ausreichend ausgerüstet sind. Jedoch „ muß aber Vorsorge getroffen werden,“ sie „modern zu halten und dafür nach dem Jahr 2000 die entsprechenden Vorhaben einzuplanen“
. Davon werden auch die Rüstungsunternehmen profitieren, denn der 5.8 Millionen DM, die 1996 für militärische Beschaffungen veranschlagt wurden, sollen in den nächsten Jahren „stetig auf 8.9 Millionen DM im Jahr 2000 und in den folgenden Jahren“ ansteigen
. Auch eine Steigerung des gesamten Verteidigungshaushalts ist wieder vorgesehen: von 48.4 Mrd. DM für 1996 und 1997, auf 48.9 Mrd. DM für die Jahre 1998 und 1999
. Bedenklich ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, daß Deutschland nach Kriterien der NATO, die weitere Ausgabenposten wie Militärruhestandsgehälter, oder Militärhilfe für andere Staaten mit einbeziehen, von 1989 bis 1994 das Budget um nur knapp 900 Millionen gekürzt hatte
. So konnte die deutsche Regierung gegenüber der eigen Bevölkerung glaubhaft die Kürzung des Verteidigungshaushaltes versichern, während sie vor den NATO-Verbündeten als ein starker Partner auftrumpfen konnte.      

Obwohl diese Reihe von Fakten den Charakter einer Rüstungsgroßmacht aufweisen, so ist das Beibehalten der allgemeinen Wehrpflicht ein bedeutendes Gegenargument. Wäre Deutschland ein Rüstungsgroßmacht, so würde sie ihre Verteidigung allein in die Hände einer professionellen Berufssoldaten-Armee legen. Der Grund, warum man auf diesen Dienst der männlichen Staatsbürger für das Land nicht verzichten will und keine reine Berufsarmee errichtet, dürfte wohl in der Abhängigkeit der sozialen Einrichtungen von dem großen Masse der Zivildienstleistenden begründet sein, ohne die bekanntermaßen das System finanziell nicht mehr zu unterhalten wäre. Trotz dieses schwerwiegenden Faktors machte Mitte 1997 das Außenministerium den Vorschlag, den Wehrdienst auf sechs Monate zu verkürzen und gleichzeitig die Bundeswehr in eine Berufsarmee von 250.000 Mann umzuwandeln
.  

Meiner Meinung nach ist Deutschland keine, beziehungsweise noch keine Rüstungsgroßmacht. Wie man aber aus den Zukunftsplanungen der Bundeswehr, internationale Einsätze in deutschen Interessengebieten, auch fernab der Heimat, mitzugestalten und aus den ernsthaften Bemühungen der deutschen Regierung, einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat zu erlangen, ablesen kann, ist das Land auf dem besten Weg dazu, dem großen Vorbild der Vereinigten Staaten nachzueifern. So hatte das aufgeflogene Waffengeschäft zwischen BND und MOSSAD einen ähnliche Charakter, wie die Anfang der 80er Jahre ebenfalls aufgedeckten illegalen Lieferung des amerikanischen Geheimdienstes an das Regime im Iran. Ebenfalls sind die Exporte von leichtem und schweren Kriegsgeräten an Staaten, die sich mit Nachbarländern in ernsthaften Krisen befinden, nur schwer vertretbar . 

Schließlich halte ich die Entwicklung für fragwürdig, die man am Beispiel der Somalia-Krise beobachten konnte: Den Einsatz deutscher Truppen ließ sich 1993 die Bundesregierung 500 Millionen DM kosten, Somalia selbst erhielt aber im gleichen Zeitraum nur 30 Millionen DM Entwicklungshilfe
. Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob ein konsequenteres Programm zur Unterstützung  und Entwicklung der somalischen Bevölkerung nicht weitaus effektiver gewesen wäre, als das Großaufgebot von deutschen Soldaten. So werden nur die Symptome bearbeitet, die wirkliche Krankheit bleibt weiterhin größtenteils unbehandelt.              

Die Gefahr der Errichtung eines „Staat im Staate“, die Grundmann in seinem Aufsatz beschreibt
, kann ich aber nicht teilen, da ich die Bundeswehr als tief verwurzelt in der demokratischen Tradition der Bundesrepublik sehe und sie durch Gremien des Bundestages, wie den Haushaltsausschuß und den Verteidigungsausschuß, als auch durch ihn selbst kontrolliert wird
.   
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